
Stellungnahme des SPD-Ortsvereins Witten-Stockum
zur Einstufung eines Geländes an der Pferdebachstraße in der

„Machbarkeitsstudie zur interkommunalen Gewerbeflächenentwicklung 
im Ennepe-Ruhr-Kreis“ vom Januar 2014

Die vorgenannte, von dem Berliner Büro Baasner STADTPLANER GmbH erarbeitete „Mach-
barkeitsstudie“ setzt das Gelände zwischen Pferdebachstraße im Norden, Stockumer Straße
im Osten, A 44 im Süden und Auffahrt zur A 44 im Westen als Ergebnis ihrer Analyse und
Bewertung auf Platz 1 des Rankings der zehn untersuchten Standorte (S. 8, S. 90) und stuft
sie damit als besonders geeigneten Standort (vgl. S. 3, 90 f.) ein. Dieses Ergebnis ist in ver-
schiedener Hinsicht mehr als nur fragwürdig. Es kann daher nicht akzeptiert werden.

1. Ohne auf die Machbarkeitsstudie insgesamt näher einzugehen, ist generell festzu-
halten:

Die Studie ist offenkundig einseitig. In der für die Bewertung grundlegenden Untersuchung
der zehn Standorte konzentriert sich die Stärke-Schwächen-Analyse, die hier neben der Er-
fassung möglicher Restriktionen durchgeführt wird, „im Wesentlichen auf Lage und verkehrli-
che Anbindung, Topographie und mögliche Nutzungskonflikte“ (S. 7). Es sind dies Standort-
faktoren, deren Ausprägung ausschließlich im Hinblick auf die  wirtschaftliche Eignung der
Fläche als Gewerbegebiet wesentlich ist. Andere zur Bewertung der „Machbarkeit“, also des
Eignungsgrades, einer Fläche ebenso wesentliche Standorteigenschaften und -faktoren wer-
den demgegenüber in die Standortanalysen nicht weiter einbezogen (s. S. 7). Gleichwohl
werden dann aber – ohne auch nur den Ansatz einer nachvollziehbaren methodologischen
Begründung – solche Faktoren, namentlich: „Landschaftsbild, Erholung, Ökologie“, als „quali-
tative Merkmale“  (a.a.O.)  in  der  Bewertung berücksichtigt,  ja:  „Den qualitativen Aspekten
wird im Rahmen der zusammenfassenden [Verf.:  vergleichenden]  Bewertung der höchste
Stellenwert eingeräumt.“ Methodisch ist dies verblüffend! Darüber hinaus wird der grundle-
gende „Konflikt mit dem Verlust von Freiraum und landwirtschaftlichen Flächen“ als „auf die-
ser Ebene nicht relevant“ bezeichnet (a.a.O., Anmerk. 2) und daher sowohl bei den Standort-
analysen als auch bei deren Bewertung ausgeklammert. Dies wird in keiner Weise begründet
und ist u.E., namentlich bei Standorten im urbanen bzw. suburbanen Verdichtungsraum, we-
der methodisch noch sachlich verständlich und nachvollziehbar.

Kurz: Die Machbarkeitsstudie weist u.E. grundlegende Unzulänglichkeiten und Schwächen
der Analyse auf, so dass die Bewertungsergebnisse letztlich in elementaren Punkten in Fra-
ge zu stellen sind.

2. In der Analyse der Standortuntersuchung sowie der Bewertung der Fläche Pferde-
bachstraße (S. 51 – 53, 86 – 88) sind die folgenden Punkte als in ihrer Aussage zu-
mindest zweifelhaft oder unzutreffend bzw. nur (höchst) bedingt zutreffend anzu-
sehen. 

Erstens: Das Gutachten konstatiert eine „gute Verknüpfung zum südlich der A 44 gelegenen
Gewerbegebiet“ (S. 53), gemeint ist wohl das Gebiet Wullener Feld mit Wullen (Kampheuer-
hof, Frankensteiner Straße, Mewerring …), und verweist darauf, dass sich zu diesem Gewer-
begebiet „über die anliegenden Straßen (Pferdebach- und Stockumer Straße) ein funktiona-
ler Zusammenhang ergibt.“ (S. 88). Diese Feststellung ist hinsichtlich der Stockumer Straße
und deren Zustand bzw.  deren Ausbaumöglichkeiten (Autobahnbrücke)  reichlich  realitäts-
fern, und bei der Pferdebachstraße wird die einem lebendigen ‚funktionalen Zusammenhang’
kaum förderliche Distanz ignoriert. Zudem ist zu fragen, ob und inwieweit es für eine so tief-
greifend landschaftsverändernde Standort- und Planungsentscheidung wirklich relevant ist,
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dass, wie in der Studie ohne weitere Begründung postuliert, „funktionale Bezüge zum südlich
der A 44 gelegenen Gewerbegebiet hergestellt werden“ können (S. 91). Hier ist anzuneh-
men, dass es sich eher um eine Aussage handelt, mit der die planerische „Sinnhaftigkeit“, ja
„Notwendigkeit“ einer Erweiterung des Gewerbegebietes südlich der A 44 durch ein Gebiet
auch nördlich davon „begründet“, sprich: suggeriert, werden soll. 

Kurz: Als ein sachlich tragfähiges Argument kann der Verweis auf den ein Mal (S. 88) sich
(einfach so?) ergebenden, ein anderes Mal (S. 91) aber herzustellenden „funktionalen Zu-
sammenhang“ zwischen beiden Gebieten nicht angesehen werden.

Zweitens: In der Standortbewertung (S. 86 ff.) wird dem Gelände an Pferdebachstraße unter
den Stichwörtern „Landschaftsbild, Erholung, Ökologie“ bescheinigt, dass es sich um einen
„wenig strukturierten, durch die A 44 vorbelasteten Raum mit geringer Bedeutung für die
Naherholung“ handele (S. 87).

Hierzu ist anzumerken:

 Das Gebiet weist infolge seiner landwirtschaftlichen Nutzung in vergleichsweise groß-
flächigen Schlägen derzeit in der Tat nur wenige gliedernde Vegetationselemente so-
wie ein hauptsächlich nur im östlichen Teil entwickeltes Wegenetz auf. Es gehört da-
her – wie auch wegen der Nähe zur A 44 – sicherlich nicht zu den stark frequentier-
ten Naherholungsbereichen um Stockum. Dennoch hat es für die Anwohner sowie
Spaziergänger im Bereich Vöckenberg durchaus schon jetzt einige Bedeutung, und
diese wäre, wie im Rahmenplan zur Stadtbezirksentwicklung von Stockum vorgese-
hen (Unser Witten 2020, S. 45), durch entsprechende landschaftspflegerische Maß-
nahmen  im  Sinne  einer  ökologischen  Aufwertung  und  eine  weitere  Erschließung
nachhaltig zu verbessern. Aufgrund dieses Potenzials sollte das Gelände im Sinne ei-
ner angemessenen regionalplanerischen Freiraumsicherung (s. LEP NRW, S. 70 f.)
für eine GE-/ GI-Nutzung nicht in Betracht gezogen werden.

 Selbstverständlich ist das Gebiet durch die A 44 belastet. Nur: Welche Schlussfolge-
rung ist daraus zu ziehen? Es dürfte dies doch wohl kaum die Vorstellung und Über-
legung sein, dass aufgrund der bereits vorhandenen autobahnbedingten Belastungen
eine zusätzliche Belastung durch eine Nutzung als GE- oder,  was das Gutachten
auch für vertretbar hält, gar als GI-Gebiet (Studie, S. 53) unproblematisch, womöglich
sinnvoll  sei.  Dies stünde in  eklatantem Widerspruch zu dem im Entwurf  des LEP
NRW von 2013 (S. 70) formulierten Grundsätzen des Freiraumschutzes, hier speziell
der Erhaltung von Freiflächen als klimatische und lufthygienische Ausgleichsräume. 

Drittens: In der Standortbewertung heißt es unter den o.g. Stichwörtern weiter: „Innerhalb
des Untersuchungsbereichs befinden sich keine Flächen mit einer erkennbaren besonderen
Wertigkeit“ (S. 87). Diese Aussage ist nicht nachzuvollziehen. Ihr ist in mehrfacher Hinsicht
nachdrücklich zu widersprechen:

 Pedologisch weist die Fläche – auf Löss und Lösslehmen über Ton- und Sandstein
entwickelte –  Böden auf, die tiefgründig sind, eine ausgeglichene Wasserbilanz ha-
ben, sich durch eine hohe natürliche Fruchtbarkeit und damit durch eine insgesamt
überdurchschnittliche Ertragsfähigkeit auszeichnen. Sie haben daher Bodenwertzah-
len, die sich zumindest zwischen 35 und 55 Punkten bewegen, ganz überwiegend,
vor allem im Bereich der gutachterlich ausgewiesenen Baufläche, aber über 75 Punk-
ten liegen, also vorherrschend in die Bodenklasse „sehr hoch“ fallen. Zudem sind die
Feldblöcke vergleichsweise groß, und das Gelände ist dank seiner topographischen
Gegebenheiten problemlos auch mit schwereren Maschinen zu bearbeiten. Dement-
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sprechend hat die Landwirtschaftskammer NRW in ihrem „Landwirtschaftlichen Fach-
beitrag zum Regionalplan Metropole Ruhr“ (2012) die Fläche an der Pferdebachstra-
ße in ihrer „Landwirtschaftlichen Standortkarte“ (Karte 7 und 18 f.) ganz überwiegend
als Standort der Kategorie I mit der höchsten Bewertungsspanne (1,46 – 2,65) einge-
stuft. Sie gehört damit zu jenen Nutzflächen, die in der Einschätzung der Landwirt-
schaftskammer im urbanen und suburbanen Raum zur Existenzsicherung der beste-
henden landwirtschaftlichen Betriebe wie auch als ökologische Ausgleichsflächen un-
bedingt geschützt werden und erhalten bleiben müssen (Landwirtschaftskammer, S.
81 ff.). Im Zusammenhang mit der betrieblichen Existenzsicherung ist generell daran
zu erinnern, dass i.d.R. ein „Verlust landwirtschaftlicher Flächen nicht ausgeglichen
werden kann“ (a.a.O.). Dies gilt insbesondere für Flächen wie die an der Pferdebach-
straße, die sich aufgrund ihrer spezifischen natürlichen Qualität in besonderem Maße
für den ökologischen Landbau (verbunden mit Direktvermarktung) eignen und anbie-
ten.

 Geländeklimatisch ist die Fläche an der Pferdebachstraße, wie die „Synthetische Kli-
mafunktionskarte  Ruhrgebiet“  des  KVR,  Blatt  11  Bochum – Hagen,  dokumentiert,
charakterisiert durch ein intaktes Freilandklima mit schwach maritimem Einfluss, also
relativ milden Temperaturen im Winter und vergleichsweise kühlen im Sommer, einer
nur mäßigen Aufwärmung am Tag sowie einer entsprechenden Auskühlung in der
Nacht, so dass insgesamt ein guter Luftaustausch mit den mehr oder minder stark
ausgeprägten Wärmeinseln der bebauten Gebiete gewährleistet ist.

Würde die Freifläche zum GE-/GI-Gebiet, ginge ihre bisherige lufthygienische Funkti-
on  verloren,  nämlich:  die  nicht  unbeträchtlichen,  von  den  Gewerbegebieten
Wullen/Wullener Feld sowie der A 44 ausgehenden Wärme- und Schadstoffbelastun-
gen abzumildern. Zugleich trüge sie als GE-/GI-Klimatop mit verstärkter Aufheizung,
verringerter Auskühlung sowie weiteren Schadstoffbelastungen dazu bei, die beste-
henden Belastungen zu potenzieren. Bei Wetterlagen mit Winden aus südlichen Rich-
tungen (zwischen Südwest und Südost: immerhin rund 45 % aller Jahresstunden mit
Wind) wäre davon vor allem die Ortslage von Stockum betroffen, bei Wetterlagen mit
Winden  aus  Nordost,  darunter  namentlich  die  lufthygienisch  besonders  kritischen
Smog-Lagen (rund 15 % der jährlich Stunden mit Wind), wären dies Annen und Teile
der Wittener Innenstadt.

Kurz: Wie oben bereits angesprochen, steht die Einstufung der Fläche an der Pferde-
bachstraße in der vorliegenden Machbarkeitsstudie  ganz eindeutig im Widerspruch
zu den erklärten Grundsätzen und Zielen des Landesentwicklungs- und des Gebiets-
entwicklungsplanes, komplementär zu den Siedlungsbereichen Freiräume als klimati-
sche und lufthygienische Ausgleichs- und Entlastungsräume zu erhalten, ja: diese so-
gar zu erweitern (GEP 1999, S. 15).

 Regionalplanerisch ist die Fläche an der Pferdebachstraße ein integraler Bestandteil
des seit den 1920er Jahren ausgewiesenen und seit dem GEP 1966 planungsrecht-
lich abgesicherten Flächensystems der  Regionalen Grünzüge des Ruhrgebiets. Sie
liegt  im – zweigeteilten – Grünzug E, der sich nicht nur in Nord-Süd-Richtung er-
streckt, sondern im Süden, d.h. im Bereich der Stockumer Gemarkung, auch einen
kurzen West-Ost verlaufenden Zug umfasst. Gemäß Ziel 22 (1) des GEP 1999 sind in
den Grünzügen „Planungen und Maßnahmen, die ihre Aufgaben und Funktionen be-
einträchtigen, (…) grundsätzlich ausgeschlossen“ (a.a.O., S. 57). Und in den Erläute-
rungen wird dazu ausgeführt, dass die Grünzüge im Hinblick auf ihre „herausragende
Bedeutung als Ausgleichsräume insbesondere für die Verdichtungsgebiete“ für „wei-
tere Siedlungstätigkeiten (nicht) in Anspruch genommen werden“ dürfen (a.a.O., S.
58). Mehr noch: „Planungen und Maßnahmen […] sollen der Verbesserung der Frei-
raumfunktionen dienen“ (a.a.O., S. 59). Dass diese regional- wie auch landesplaneri-
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schen Grundsätze und Ziele in der Analyse wie der Bewertung der Machbarkeitsstu-
die augenfällig ignoriert  worden sind, ist evident und muss nicht weiter  ausgeführt
werden. 

Schlussfolgerungen: 

Die Fläche an der Pferdebachstraße mag unter einseitiger Zugrundelegung der in der Analy-
se der Machbarkeitsstudie herangezogenen Kriterien „die beste Eignung“ (S. 91) für ein GE-/
GI-Gebiete aufweisen. Werden aber die Grundsätze und Ziele der Landes- und Regionalent-
wicklungsplanungen, hier insbesondere auch die des Freiraumschutzes und der Freiraum-
entwicklung  speziell  im  Grünzugsystem  des  Ruhrgebiets,  umfassender  und  sachgerecht
analysiert und dann auch angemessen berücksichtigt, erscheint es  nachgerade unmöglich,
die Fläche an der Pferdebachstraße als Standort für eine gewerblich-industrielle Nutzung in
Betracht zu ziehen. 

Sollte dies im Hinblick auf den „Sonderfall interkommunale Gewerbefläche“ doch geschehen,
stellen sich – unter anderem – die folgenden Fragen: 

1. Inwieweit kann – und wird – eine interkommunale Gewerbeflächen in Witten effektiv
dazu beitragen, vor Ort bestehende Arbeitsplätze zu sichern und netto, ohne Verluste
andernorts,  neue zu schaffen? Zudem: Inwieweit  sind tatsächlich neue steuerliche
Einnahmen gewährleistet? Werden sich diese Einnahmen rechnen, d.h. ist deren zu
erwartende Höhe vertretbar angesichts des unwiederbringlichen Verlustes an wert-
vollem Frei-/  Ackerland und den offenkundigen Möglichkeiten,  diese Flächen dem
ökologischen Landbau zuzuführen und damit nachhaltig ein Kompensationspotenzial
für  andere  unabdingbare  bauliche  Maßnahmen  zu  schaffen  (s.  Stadt  Dortmund
2005)? 

2. Wo finden sich die gleichartigen oder ökologisch gar gleichwertigen „regionalplane-
risch  gesicherten(n)  Siedlungsfläche(n)“,  die  rückgewidmet  werden  sollen/können,
um die  Schaffung  eines  Gewerbe-  und  Industriegebiets  im  System  der  Regional
Grünzüge adäquat zu kompensieren und darüber hinaus sogar, wie in der Machbar-
keitsstudie dargelegt (S. 3), „per Saldo ein(en) Gewinn für den Freiraum“ zu generie-
ren? In Witten kann es angesichts des (angeblichen) Bedarfs an Gewerbeflächen sol-
che planerisch gesicherten Areale nicht geben, und dies müsste logischerweise auch
auf die anderen Kommunen des Kreises zutreffen, die sich an der Entwicklung des
interkommunalen Gewerbegebiets beteiligen könnten. Oder: Sollen in den beteiligten
Kommunen gar nicht gleichartige, sondern andersartige Siedlungsflächen, z.B. poten-
zielle Wohngebietsflächen, umgewidmet werden? Oder: Müssen sich die zur Rück-
widmung erforderlichen  Flächen gar  nicht  in  den beteiligten Kommunen befinden,
sondern lediglich irgendwo im Kreisgebiet? Könnte also ein schon länger ausgewie-
senes Gewerbegebiet  im mehr oder minder ländlichen Raum des Kreises, in dem
sich bislang keine Betriebe angesiedelt haben, zur Rückwidmung in Betracht gezo-
gen werden, um die Umwandlung des Freiraums an der Pferdebachstraße im Regio-
nalen Grünzug zu kompensieren? Wie die Rückwidmung ausgewiesener Wohngebie-
te dürfte eine solche ungleichartige bzw. ungleichwertige Flächenkompensation einer
breiteren Öffentlichkeit nicht zu vermitteln sein.
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